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Der Klimawandel wird voraussichtlich voranschreiten und von den Folgen wird mög-
licherweise eine Vielzahl an Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge betroffen 
sein. Hierzu gehört auch die Energieversorgung. Eine Befragung von deutschen Ge-
meinden zeigt, dass die negativen Auswirkungen für die lokale Energieversorgung in-
folge von Klimaveränderungen im Hintergrund stehen. Vielmehr geht ein Großteil 
der Kommunen davon aus, indirekt vom Klimawandel zu profitieren, zum Beispiel 
wird der Ausbau erneuerbarer Energien klimapolitisch weiter vorangetrieben. Das 
birgt die Gefahr einer vernachlässigten Anpassungspolitik im Energiebereich. Zudem 
kann eine räumlich unkoordinierte und zunehmend durch staatliche Akteure gepräg-
te Energieversorgungsstruktur entstehen. 
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Kommunen im Klimawandel 
Auch bei einer sofortigen Stabilisierung der Emissionen von Kohlenstoffdioxid (CO2) wird 
der Klimawandel nach aktueller wissenschaftlicher Auffassung weiter voranschreiten. Un-
ter der Annahme eines ungebremsten Anstiegs der Treibhausgasemissionen simulieren 
heutige Klimamodelle bereits Temperaturanstiege jenseits der 2 Grad Celsius, die für viele 
Fachleute als Grenze der beherrschbaren Folgeschäden gilt (IPCC, 2008). An diese Verän-
derungen im Klimasystem, wie sie durch Temperaturanstiege oder den Anstieg des Mee-
resspiegels markiert werden, schließen sich Folgewirkungen an, die erst über Dekaden 
hinweg sichtbar werden. In Verbindung damit wird beispielsweise mit mehr und stärkeren 
Extremwetterereignissen wie Hitze und Starkniederschlägen oder Dürren und Über-
schwemmungen gerechnet. Mit dem Klimawandel sind aber möglicherweise auch weniger 
direkt sichtbare Risiken verbunden, deren Wirkungsketten komplexer, aber deren langfris-
tiger Einfluss auf Ökosysteme und wirtschaftliche Wertschöpfungsketten erheblich sein 
kann (Bräuer et al., 2009). Um den potenziellen Folgen des Klimawandels angemessen zu 
begegnen, muss zum einen sein Ausmaß begrenzt werden. Spätestens ab 2021 müsste der 





chen zu können (Geden, 2010). Zum anderen aber gilt es, die Strategie des globalen Kli-
maschutzes durch eine Strategie der Anpassung an voraussichtlich unvermeidbare Klima-
folgen zu ergänzen, um ökologische und ökonomische Systeme auf sich wandelnde klima-
tische Bedingungen vorzubereiten.  
 
Städte und Gemeinden können bei der Entwicklung und Umsetzung solcher Strategien eine 
entscheidende Rolle spielen. Einerseits sind zahlreiche Leistungen und Funktionen, die den 
Bereich öffentlicher Daseinsvorsorge berühren, potenziell von den Folgen des Klimawan-
dels betroffen. Aufgrund ihrer Befugnisse im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 
und ihrer Bürgernähe haben Gemeinden andererseits erhebliche Kompetenzen und Ein-
flussmöglichkeiten bei der Anpassung an diese Klimafolgen. Das gilt auch für den Klima-
schutz. Denn Treibhausgasemissionen entstehen auf einzelwirtschaftlicher und lokaler 
Ebene und auch hier existieren Handlungsspielräume der kommunalen Verwaltung, um ei-
nen Teil der Emissionen zu vermeiden. Es können beispielsweise öffentliche Gebäude 
energetisch saniert, energiesparende Verkehrskonzepte entwickelt und umgesetzt oder 
Energieverbrauchsberatungen angeboten werden. Da die Konzentration von Kohlenstoff-
dioxid in der Atmosphäre in den letzten zehn Jahren besonders stark angestiegen ist und 
dies hauptsächlich durch den steigenden Verbrauch fossiler Brennstoffe zu erklären ist 
(IPCC, 2008), steht der Bereich der Energieversorgung im Zentrum klimaschutzpolitischer 
Maßnahmen. So waren es auch hauptsächlich klimawandelbedingte Überlegungen, die die 
(bundes-)politischen Entscheidungen zur Umstrukturierung der Energieversorgung und der 
Stromversorgung hin zu erneuerbaren Energien in den letzten Jahren bestimmt haben. Um 
die Stromversorgung weitestgehend frei von Kohlenstoffdioxid zu gestalten, sind umfang-
reiche und langfristige Investitionen erforderlich. Dabei müssen jedoch gleichzeitig die 
Folgen berücksichtigt werden, die unabwendbare Klimaveränderungen auf die gesamte 
Wertschöpfungskette des Energiesektors (Abbau und Gewinnung, Transport, Produktion 
und Umwandlung, Verteilung und Verbrauch) haben können.  
 
Eine bundesweite Befragung von Kommunen liefert Informationen über die Risiken und 
Chancen, die sich durch den Klimawandel für die lokale Energieversorgung ergeben und 
wie Gemeinden darauf reagieren können. Die Befragung wurde von Juni bis einschließlich 
August 2011 unter Gemeindevertretern in Deutschland durchgeführt. Sie ist Teil der Be-
gleitforschung des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln für die BMBF-
Fördermaßnahme „KLIMZUG-Klimawandel in Regionen zukunftsfähig gestalten“. Ein 
Teil der darin erhobenen Daten wurde bereits analysiert (Mahammadzadeh/ 
Chrischilles/Biebeler, 2013). Die Daten, die in dem folgenden Beitrag erstmals ausgewer-





der lokalen Energieversorgung aus Sicht der Kommunen. Sie geben darüber hinaus Hin-
weise auf den starken Einfluss, den klimapolitische Motive auf die Struktur und Organisa-
tion der lokalen Energieversorgung haben. 
 
Tabelle 
Verteilung der Stichprobe 




 Handlungsfeld  
Energieversorgung 
Befragung insgesamt 
Schleswig-Holstein 1,2 3,5 
Niedersachsen 9,5 12,1 
Nordrhein-Westfalen 2,4 7,3 
Hessen 13,1 11,2 
Rheinlandpfalz 6,0 7,0 
Baden-Württemberg 2,4 8,6 
Bayern 27,4 16,6 
Saarland 1,2 2,9 
Brandenburg 6,0 8,0 
Mecklenburg-Vorpommern 2,4 2,9 
Sachsen 15,5 11,8 
Sachsen-Anhalt 2,4 2,2 
Thüringen 10,7 5,4 
Großstädte 4,8 6,7 
Mittelstädte 23,8 26,8 
Kleinstädte 21,4 18,5 
Landstädte 28,6 30,6 
Ländliche Gemeinden 21,4 17,5 
 
Datengrundlage 
Bei der Befragung wurden die Umweltdezernenten und die Bürgermeister von Gemeinde-
verbänden und Einheitsgemeinden postalisch angeschrieben. Dabei wurde eine dispropor-
tional geschichtete Stichprobe gezogen, welche Bundesländer und unterschiedliche Ge-
meindetypen berücksichtigt. Bei den Letzteren wurde auf eine Kategorisierung des Bun-
desinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR, 2009) zurückgegriffen, die zwi-
schen Groß-, Mittel-, Klein- und Landstädten sowie ländlichen Gemeinden unterscheidet. 
Die Einteilung ermöglicht es, nach städtischen, ländlichen oder gemischten Siedlungs-
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strukturen auszuwerten. Es antworteten 317 Kommunalvertreter, wobei Großstädte im 
Vergleich zur Grundgesamtheit überproportional repräsentiert sind (Tabelle). Da bei drei 
der ausgefüllten Fragebögen eine Zuordnung zu einem Gemeindetyp oder einem Bundes-
land nicht möglich war, beziehen sich die Angaben in diesen Kategorien auf 314 Fälle.  
 
Dem Hauptfragebogen waren acht doppelseitige Zusatzfragebögen beigefügt, die jeweils 
Fragen für ein spezielles Handlungsfeld beinhalteten. Es sollten maximal drei Fragebögen 
ausgefüllt werden. Entscheidend für die Auswahl war, in welchem Handlungsfeld die 
größten Risiken durch klimatische Veränderungen gesehen werden. Bei der folgenden 
Analyse werden die Antworten aus dem Handlungsfeld Energieversorgung verwendet. 
Dieser Teil wurde von 86 der an der Befragung teilnehmenden Kommunen ausgefüllt.  
 
Abbildung 1 
Kommunale klimapolitische Handlungsfelder 
Bereiche, in denen die Kommunen die größten Risiken durch klimatische Veränderungen bis zum 






Klimarisiken für die lokale Energieversorgung 
Der Fragebogen zum Handlungsfeld Energieversorgung wurde von Kommunalvertretern 
ausgefüllt, die für die Energieversorgung die größten Risiken in der eigenen Kommune se-
hen. Das ist bei 27,1 Prozent aller Kommunen der Fall. Damit ist die Risikowahrnehmung 
der Gemeinden in Bezug auf die Klimafolgen für die Energieversorgung im Vergleich zu 
anderen Handlungsfeldern gering (Abbildung 1). Größere negative Auswirkungen klimati-
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Befragten in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, im Gesundheitsbereich, der Was-
serversorgung und -entsorgung und im Gebäudebereich auftreten. In der Gruppe der Klein-
städte und ländlichen Gemeinden werden allerdings überdurchschnittlich häufig Risiken 
bei der Energieversorgung gesehen. 
 
Die Kommunen, die große Risiken für die lokale Versorgung mit Strom, Gas, Kohle oder 
anderen Energieträgern vermuten, gehen davon aus, dass Beeinträchtigungen vornehmlich 
infolge von zunehmenden Stürmen (66 Prozent), Starkregen (47 Prozent) oder Hitze 
(42 Prozent) ausgehen. Auch schleichende Klimaveränderungen wie höhere Jahresdurch-
schnittstemperaturen oder stärkere Temperaturschwankungen werden von 47 Prozent und 
43 Prozent der befragten Kommunen genannt (Abbildung 2).  
 
Abbildung 2 
Klimarisiken für die lokale Energieversorgung  
Die zehn größten Klimarisiken aus Sicht der Kommunen; Angaben in Prozent der im Handlungs-





Fast acht von zehn befragten Kommunen vermuten infolge der Klimaveränderungen einen 
erhöhten Kühlungs- oder Klimatisierungsbedarf (Abbildung 3). Innerhalb der Gruppe der 
Großstädte wird sogar ausnahmslos von einer solchen Entwicklung ausgegangen. Ein er-
höhter Kühlungsbedarf kann sich beispielsweise für private Wohn- und Gewerbegebäude, 
öffentliche Einrichtungen oder auch Umgebungstemperaturen von Produktionsprozessen 
ergeben. Regionale Energieverbrauchsanalysen, wie sie beispielsweise im KLIMZUG-
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diese Einschätzung. Es wird angenommen, dass der Bedarf der Kühlungsenergie bis 2050 
bereits um 25 Prozent und bis Ende des 21. Jahrhunderts auf 50 Prozent steigen wird. Auch 
im Verbundprojekt nordwest2050 in der Region Bremen-Oldenburg wird von einem stei-
genden Kühlungsbedarf ausgegangen (Gößling-Reisemann et al., 2012). Einem erhöhten 
Kühlungsbedarf im Sommer dürfte ein leicht sinkender Heizenergiebedarf im Winter ge-
genüberstehen. Beispielsweise ist der starke Rückgang des Primärenergieverbrauchs im 
Jahr 2011 um 5,3 Prozent zu einem Großteil auf die milde Witterung zurückzuführen 
(AGEB, 2012). Auf der Seite der Energienachfrage wird klimawandelbedingt außerdem 
ein erhöhter Energiebedarf bei der Abwasseraufbereitung vermutet (27 Prozent). Mit dem 
Klimawandel können die Anforderungen an die Abwasseraufbereitung infolge von stei-
genden Niederschlagsmengen oder auch stärkeren Verunreinigungsgraden steigen. Gleich-
zeitig sind Kläranlagen mit einem Anteil von durchschnittlich 20 Prozent meist die größten 
Stromverbraucher im Bereich kommunaler Leistungen und verbrauchen häufig mehr 
Strom als Schulen oder Krankenhäuser (Fricke, 2009).  
 
Abbildung 3 
Klimafolgen für die lokale Energieversorgung 
Die fünf häufigsten Klimafolgen aus Sicht der Kommunen; Angaben in Prozent der im Handlungs-






Für das Energieangebot werden von jeweils knapp 60 Prozent der Kommunalvertreter 
Schäden an Stromübertragungsstrukturen oder an freistehenden Erzeugungsanlagen ver-
mutet. Stromnetze können beispielsweise durch Blitzeinschläge oder Schnee- und Eislasten 
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tragungsstrukturen oder eine Überlastung von Netzen infolge hoher Windeinspeisung. 
Erdkabel können ebenfalls durch Extremwetter, zum Beispiel infolge starker Hitzebelas-
tung, Schaden nehmen (Rothstein/Parey, 2011). Zudem sind Erzeugungsanlagen wie frei-
stehende Wind- oder Solaranlagen zum Teil nicht auf klimatische Veränderungen und ex-
treme Wetterereignisse hin ausgelegt. Bei konventionellen Kraftwerken werden nicht nur 
Schäden an der Anlage selbst erwartet, sondern immerhin 13 Prozent der Befragten gehen 
davon aus, dass weniger Kühlwasser für thermische Kraftwerke aus natürlichen Gewässern 
zur Verfügung stehen wird. Deren Möglichkeit zur Wärmeaufnahme würde durch steigen-
de Temperaturen und Hitzeereignisse eingeschränkt. Dass dieses Problem gegenüber ande-
ren Folgen als nachrangig eingestuft wird, deckt sich mit den Einschätzungen von Exper-
ten aus der Energieversorgung (Gößling-Reisemann et al., 2012). 
 
Insgesamt wird durch die Befragung deutlich, dass vor allem die Energienachfrage und das 
Energieangebot als wettersensibel eingestuft werden. Die Gemeindevertreter nehmen an, 
dass viele dieser wetterbedingten Effekte sich durch den Klimawandel verstärken. Insge-
samt jedoch stehen klimawandelbedingte Risiken für die lokale Energieversorgung hinter 
den erwarteten Risiken in anderen kommunalen Handlungsfeldern zurück. Die Energierisi-
ken sind jedoch stärker zu gewichten als in anderen Bereichen, da es sich bei der Energie-
versorgung um eine kritische Infrastruktur handelt (BMI, 2009, 3). 
 
Kommunale Klimaanpassung in der Energieversorgung  
Um die Energieversorgungs- und Verbrauchsstrukturen an neue klimatische Bedingungen 
anzupassen, können beispielsweise die Diversifizierung des Energiemix vor allem in der 
Stromversorgung oder auch die Ertüchtigung der Netzinfrastrukturen genutzt werden. Frei-
stehende Anlagen können außerdem möglichst robust konzipiert werden und thermische 
Kraftwerke verstärkt Kühltechnologien einsetzen, die ohne das Wiedereinleiten des er-
wärmten Wassers in umliegende Gewässer auskommen. Nachfrageseitig kann ein zuneh-
mender Klimatisierungsbedarf derzeit bereits bei einem Neubau oder der Modernisierung 
von Gebäuden berücksichtigt werden. Die Grundlage hierfür ist zudem eine umfangreiche-
re Verfügbarkeit von Daten zu lokalen Klimaveränderungen und deren Auswirkungen. Im 
Rahmen der Befragung wurde ermittelt, wer aus Sicht der kommunalen Entscheidungsträ-
ger für diesen Anpassungsprozess und dessen Koordination Sorge tragen sollte.  
 
Da die kommunale Energieversorgung von einer Vielzahl von staatlichen und privaten 
Akteuren geprägt ist, ist die Frage hinsichtlich einer rein privaten oder rein öffentlichen 
Verantwortung kaum zu beantworten (Mahammadzadeh/Chrischilles/Biebeler, 2013). Be-





geprägt (Schiffer, 2011). Um das Selbstverständnis der Kommunen bei der Anpassung der 
lokalen Energieversorgung zu untersuchen, wurde der Anpassungsprozess in Anlehnung an 
das Lebenszyklusmodell von Public Private Partnerships zunächst in die Elemente Planung 
und Koordinierung, Finanzierung, Umsetzung und Kontrolle zerlegt (Grabow et al., 2005). 
Es wurde auch nach der öffentlichen oder privaten Zuständigkeit in den verschiedenen Be-
reichen gefragt (Abbildung 4). Über 80 Prozent der Kommunalvertreter geben an, dass die 
Kontrolle über notwendige Anpassungsmaßnahmen in der Energieversorgung eher der öf-
fentlichen Zuständigkeit obliegen sollte. Aber auch bei der Planung und Koordination der 
Anpassungserfordernisse sieht sich der öffentliche Sektor in der Hauptverantwortung 
(69 Prozent). In der Umsetzung und Finanzierung von Anpassungsprozessen hingegen 
wird privaten Akteuren überwiegend zumindest eine Mitverantwortung zugesprochen. 
Rein private Umsetzungs- oder Finanzierungszuständigkeiten bestehen jedoch aus der 
Sicht von mehr als 84 Prozent der befragten Kommunalvertreter nicht. Die Ergebnisse be-
stätigen die traditionelle Auffassung, dass die Aufgabe der Energieversorgung zumindest 
der staatlichen Gewährleistungsverantwortung zuzuschreiben ist (Pielow, 2011). 
 
Abbildung 4 
Zuständigkeiten der kommunalen Anpassung bei der Energie-
versorgung 






Ein starkes öffentliches Engagement bei den Anpassungsprozessen ist jedoch kritisch zu 
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aufweisen (Bardt/Chrischilles/Mahammadzadeh, 2012). Unter der Voraussetzung vollstän-
diger Information und Rationalität kann prinzipiell ein effizientes Anpassungsniveau auch 
aus rein privatwirtschaftlichen Kalkülen heraus bereitgestellt werden (Mendelsohn, 2000). 
Staatliche Eingriffe auf kommunaler Ebene sollten daher dort ansetzen, wo eine private 
Anpassung hinter einem kollektiv effizienten Anpassungsniveau zurücksteht (BMU, 2008). 
Das kann der Fall sein, wenn Anpassungsmaßnahmen externe Effekte oder in einzelnen 
Fällen auch die Eigenschaften öffentlicher Güter aufweisen. Das gilt beispielsweise bei der 
für Anpassungsprozesse notwendigen Grundlagenforschung zum Verständnis des Kli-
masystems und dessen Veränderung. Ein bedeutendes Hemmnis für private Anpassungsak-
tivitäten liegt in der mangelnden Kenntnis über klimatische Veränderungen sowie über de-
ren ökologische, ökonomische und soziale Auswirkungen. Auch die Möglichkeiten und die 
Kosten der Anpassung müssen hinreichend bekannt für eine fundierte Anpassungsent-
scheidung sein. Neben solchen Informationsdefiziten können auch institutionelle und regu-
latorische Barrieren der Bereitstellung privater Anpassungsleistungen entgegenstehen. 
Nicht zuletzt bedingen menschliche Verhaltensmuster suboptimale private Anpassungs-
prozesse, beispielsweise werden vorausschauende Entscheidungen über komplexe und un-
sichere Sachverhalte nicht oder nur zögerlich getroffen (Cimato/Mullan, 2010). Es ist auch 
möglich, dass nicht genügend Anpassungskapazitäten, etwa in Form von finanziellen Mit-
teln, zur Verfügung stehen. Auch lokale öffentliche Güter oder Clubgüter weisen ein kom-
plexeres Kosten-Nutzen-Kalkül auf, beispielsweise, wenn es um den Schutz kollektiv ge-
nutzter Infrastruktureinrichtungen geht. 
 
Instrumente 
Unter den genannten Umständen können staatliche Eingriffe zur Förderung eines effizien-
ten Anpassungsniveaus sinnvoll sein. Den Gemeinden stehen dabei verschiedene Instru-
mente zur Verfügung (Abbildung 5): Diese reichen von Maßnahmen, die nur in geringem 
Umfang in private Anpassungsaktivitäten eingreifen (z. B. Informationsbereitstellung) bis 
hin zur Anpassung in kommunaler Eigenverantwortung (z. B. bei in staatlichem Besitz be-
findlichen Infrastrukturen). Zwischen diesen beiden Polen eher privater oder eher öffentli-
cher Anpassung können weitere Instrumentenarten verortet werden (Tröltzsch et al., 2011; 
Mahammadzadeh/Chrischilles/Biebeler, 2013). Die Tendenz zu einer vergleichsweise star-
ken Einflussnahme der kommunalen Verwaltung bei der lokalen Energieversorgung wird 
auch bei der Wahl der Instrumente zu deren Anpassung deutlich, die Gemeinden für wirk-
sam und durchführbar halten. Besonders das Planungsrecht bietet den Kommunalvertretern 
effektive Instrumente, um auf die Strukturen der Energieversorgung Einfluss nehmen zu 
können. Nachfolgend werden die unterschiedlichen Instrumente sortiert nach dem Grad 







Kommunale Instrumente zur Anpassung der Energieversorgung 







1. Informatorische Instrumente. Um private Anpassungsprozesse in der Energieversor-
gung zu stärken, befürwortet die Hälfte aller Kommunen zielgerichtete Informationen über 
klimabedingte Veränderungen. Damit private Akteure eine Bewertung von Kosten und 
Nutzen einer Anpassungsmaßnahme vornehmen können, sind Kenntnisse über die Art, die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und den Eintrittszeitpunkt der Klimaveränderung und der Kli-
mafolgen notwendig (Heller, 2008; Mahammadzadeh/Chrischilles/Biebeler, 2013). Auch 
hinsichtlich der ökologischen, ökonomischen und sozialen Auswirkungen der Klimaverän-
derung können Bürger und Unternehmer gezielt informiert werden.  
 
2. Koordinierende Instrumente. In der deutschen Anpassungspolitik und in vorhandenen 
Pilotprojekten wird stark auf netzwerk- und dialogorientierte Ansätze zur Förderung priva-
ter Anpassungsprozesse gesetzt. Auf diesem Weg sollen Risiken sektorübergreifend trans-
parent gemacht, in bestehende Planungsprozesse integriert und gleichzeitig unterschiedli-
che Interessen zum Ausgleich gebracht werden. Kommunen können hier eine initiierende 
und koordinierende Rolle wahrnehmen. Im Bereich der lokalen Energieversorgung kommt 
solchen Ansätzen aus Sicht der Kommunalvertreter jedoch nur eine untergeordnete Rolle 
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3. Anreizmaßnahmen. Diese Maßnahmen werden von 57 Prozent der Gemeinden für 
wirksam und durchführbar gehalten, um die Anpassung der lokalen Energieversorgung zu 
bewältigen. Sie stellen somit die zweitwichtigste Instrumentenart aus kommunaler Sicht 
dar. Ökonomische Anpassungsanreize, hauptsächlich finanzieller Art, zielen darauf ab, 
private Anpassungsprozesse dort zu fördern, wo die Informationsbereitstellung oder der 
Austausch in Netzwerken nicht ausreicht. Hierzu zählen steuerliche Förderungen, steuerli-
che Belastungen oder auch direkte Finanztransfers (Tröltzsch et al., 2011). Öffentliche 
Förderungen bestimmter Erzeugungstechnologien oder Anpassungskonzepte fallen auch in 
diese Kategorie. Anders als bei den ordnungsrechtlichen Vorgaben ist den Akteuren hier-
bei Art und Umfang der Anpassung weitestgehend freigestellt.  
 
4. Planerische Instrumente. Von 61 Prozent der Kommunen werden vorhandene Instru-
mente der Stadt- und Regionalplanung befürwortet, um die Anpassung in der lokalen 
Energieversorgung zu realisieren. Sie stellen somit die wichtigste Instrumentenart in die-
sem Kontext dar. Die Bedeutsamkeit formeller und informeller planerischer Instrumente 
wird auch innerhalb der deutschen Anpassungsforschung insgesamt bestätigt (Chrischil-
les/Mahammadzadeh, 2012). Raumplanungsprozesse berühren eine Vielzahl von Hand-
lungsfeldern und bieten die Möglichkeit, Klimaveränderungen sektorübergreifend zu be-
rücksichtigen und gleichzeitig die Interessen der Akteure in Einklang zu bringen. Für die 
Energieversorgung ergeben sich beispielsweise Möglichkeiten zur Flächenausweisung für 
Erzeugungsanlagen oder Übertragungsinfrastrukturen. Da Planungsprozesse regelmäßig 
der Abwägung verschiedener Interessen und auch politischen Zielen unterliegen, kann der 
Einfluss je nach Auslegung und Nutzung des Instrumentariums erheblich sein. 
 
5. Ordnungsrechtliche Instrumente. Falls Informationen, Anreize und bestehende Pla-
nungsgrundsätze nicht ausreichend sind, können auch Instrumente des Ordnungsrechts zur 
Gewährleistung eines notwendigen Anpassungsniveaus eingesetzt werden. Besonders bei 
der Abwehr erheblicher Gefährdungen können Gebote und Verbote wie neue Planungsvor-
gaben und verbindliche Standards für Energieinfrastrukturen, Anlagen und Gebäude an-
gemessen sein. Für den Bereich der lokalen Energieversorgung werden ordnungsrechtliche 
Anpassungsinstrumente jedoch nur von rund einem Viertel der Kommunen befürwortet. 
 
6. Kommunale Eigenverantwortung. Nach Einschätzung von 36 Prozent der befragten 
Gemeindevertreter sollte die Anpassung in der Energieversorgung in kommunaler Eigen-
verantwortung geschehen. Das ist vor allem dann möglich, wenn Städte und Gemeinden 





dieser Funktion Anpassungsmaßnahmen maßgeblich selbst initiieren, koordinieren, umset-
zen und finanzieren. 
 
Chancen des Klimawandels für die kommunale Energieversorgung 
Neben einer sektoralen Risikoeinschätzung wurden die Kommunalvertreter auch nach den 
Handlungsfeldern gefragt, in denen sie die größten Chancen für ihre Kommune durch kli-
matische Veränderungen erwarten. Dabei wurde die lokale Energieversorgung am häufigs-
ten genannt (55 Prozent). Weitere chancenorientierte Handlungsfelder sind der Tourismus 
und die Kultur (39 Prozent) sowie der private und öffentliche Gebäudebereich (25 Pro-
zent). Die Befragten wurden außerdem gebeten, diese Einschätzung anhand eines Beispiels 
zu erläutern. Zur Auswertung wurden den insgesamt 173 offenen Antworten verschiedene 
Kategorien zugeordnet, wobei einer Antwort auch mehrere Kategorien zugeschrieben wer-
den konnten. 
 
Fast acht von zehn der offenen Antworten weisen auf die Chance hin, dass mit fortschrei-
tendem Klimawandel der Ausbau der erneuerbaren Energien vorangetrieben wird (Abbil-
dung 6). Auf die Möglichkeit, dass mit einer steigenden Anzahl von Sonnenstunden oder 
auch häufigeren und stärkeren Winden die Wirtschaftlichkeit von Wind- oder Solaranlagen 
steigt, lässt nur etwa die Hälfte dieser Antworten schließen. Der Rest der Nennungen bleibt 
in der Begründung entweder unspezifisch oder bezieht sich auf die Möglichkeit, dass mit 
klimatischen Veränderungen der Handlungsdruck, eine CO2-arme Energieversorgung zu 
realisieren, in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft wächst. Beide Begründungen lassen sich 
jedoch dahingehend interpretieren, dass mit zunehmender Klimaerwärmung vornehmlich 
eine größere Durchsetzbarkeit für erneuerbare Energien und damit auch größere kommuna-
le Handlungsspielräume bei der Umsetzung klimaschutzpolitischer Ziele verbunden wer-
den. In diesem Zusammenhang ist auch die Hoffnung der Kommunen zu sehen, dass der 
Prozess der Dezentralisierung und Regionalisierung der Energieversorgung mit dem Kli-
mawandel beschleunigt werden kann (15 Prozent der Antworten). Durch die Möglichkeit 
verschiedener lokaler Akteure, in Solar-, Windkraft- oder auch Biomasseanlagen zu inves-
tieren, wird die Eigentümerstruktur von Erzeugungsanlagen zunehmend differenziert und 
energiewirtschaftliche Wertschöpfung neu verteilt. Davon hoffen die Gemeinden einen 
größeren Teil als bisher in ihrer Region halten zu können. Unter den Antworten wird teil-
weise sogar eine autarke Energieversorgung angestrebt und auch die Chance zum Aus-
druck gebracht, dass die Energieversorgung (wieder) stärker in kommunale Hand überge-






Mit Blick auf die Energienachfrage wird erwartet, dass ein tendenziell wärmeres Klima die 
Energieverbrauchsentwicklung dämpft. Die Ursache dieser Einschätzung ist wie bei dem 
Ausbau erneuerbarer Energien nur zum Teil auf wetterbedingte Einsparungen zurückzu-
führen. Die meisten dieser Antworten sind entweder unspezifisch oder nennen den durch 
die Auswirkungen des Klimawandels zunehmenden Handlungsdruck zur Kohlenstoffdi-




Chancen bei der lokalen Energieversorgung durch Klima-
veränderungen 







Aus kommunaler Sicht ist der Klimawandel hauptsächlich ein Treiber des Ausbaus von er-
neuerbaren Energien. Nur ein Teil der Antworten enthält Hinweise auf eine wetterbedingt 
steigende Wirtschaftlichkeit regenerativer Energien. Mit Ausnahme der Windkraft werden 
solche Effekte eher als marginal bewertet (Gößling-Reisemann et al., 2012). Einen wichti-
gen Einfluss dürften klimatische Veränderungen weiterhin auf die Akzeptanz und Durch-
setzbarkeit CO2-armer und dezentraler Energieversorgungsstrukturen haben. In diesem 
Kontext hoffen die Kommunen, unabhängiger von (regionalen) Energieimporten zu wer-
den und direkt als Energieerzeuger oder indirekt über eine steigende regionale Wertschöp-
fung von der Förderung erneuerbarer Energien zu profitieren. 
 
Fazit 
Aus Sicht der deutschen Gemeinden bergen direkte natürlich-physikalische Auswirkungen 
des Klimawandels für die lokale Energieversorgung nur wenig Risiken. Diese liegen 
Energieerzeugung 
Erneuerbare Energien (76,9 Prozent) 
•  Wetterbedingt steigende Wirtschaftlichkeit  
•  Handlungsdruck zum verstärkten Klimaschutz 
Dezentralität  (15,0 Prozent) 
•  Regionale Wertschöpfung 
•  Regionale Unabhängigkeit 
•  Kommunale Wirtschaftstätigkeit 
Energieverbrauch 
Energieeinsparungen und Energieeffizienz 
(12,7 Prozent) 
•  Wetterbedingt geringerer Bedarf 
•  Handlungsdruck zum verstärkten Klimaschutz 
1) Kommunen, die die klimawandelbedingten Chancen näher benannt haben (173 offene Antworten).  
Mehrfachnennungen möglich. 





hauptsächlich in einer steigenden Nachfrage nach Kühlungsenergie oder in extremwetter-
bedingten Schäden an Energieinfrastrukturen. Insgesamt werden auf kommunaler Ebene 
mit dem Klimawandel deutlich mehr Chancen als Risiken für die Energieversorgung er-
wartet. Das liegt vor allem daran, dass Gemeinden von dem Ausbau erneuerbarer Energien 
und einer dezentral organisierten Energieversorgung profitieren können und diese Ent-
wicklung durch den Klimawandel angetrieben wird.  
 
Die Dominanz der Energiewende und damit eher klimaschutzinduzierter Aspekte birgt al-
lerdings die Gefahr, dass notwendige Schritte zur Anpassung in der Energieversorgung, die 
bei kritischen Infrastrukturen von besonderer Relevanz sind, vernachlässigt werden. Dabei 
besteht mit dem angestrebten Umbau der Energieversorgung die Möglichkeit, diese Risi-
ken umfassend in aktuelle Planungsprozesse einzubeziehen. Die Kommunen wiederum, 
die klimawandelbedingte Risiken in der Energieversorgung erkennen, tendieren möglich-
erweise dazu, ihre Rolle bei der Anpassung zu überzeichnen. Da Anpassungsprozesse re-
gelmäßig privatwirtschaftlich initiiert und umgesetzt werden können, droht das kommunale 
Engagement möglicherweise über ein gesamtwirtschaftlich sinnvolles Maß hinauszugehen.  
 
In Bezug auf die Energiewende sind die Befunde der Befragung zunächst positiv zu bewer-
ten, da sie als Zustimmung zum Umbau der Stromversorgung auf kommunaler Ebene in-
terpretiert werden können. Besonders der dazu erforderliche Ausbau von Höchstspan-
nungs- und Verteilernetzen sowie die Ausweisung zusätzlicher Flächen für Wind-, Solar- 
und anderer Anlagen sind ohne die breite Unterstützung der lokalen Entscheidungsträger 
und Bevölkerung nicht realisierbar. Für das Gelingen der Energiewende insgesamt jedoch 
kann die hohe Erwartungshaltung der Gemeinden, von ihr zu profitieren, aber auch kontra-
produktiv sein. Denn schon jetzt hat ein föderaler Verteilungskampf um Fördersummen 
begonnen, der nichts mit einer koordinierten nationalen Energiepolitik und einer optimalen 
Allokation von Erzeugungskapazitäten gemeinsam hat. Hinzu kommt, dass Kommunen 
dabei immer öfter anstreben, selbst als Energieversorger oder auch Netzbetreiber wirt-
schaftlich tätig zu sein. Der Hintergrund hierfür ist häufig die Schaffung einer größeren 
Steuerungs- und Kontrollmöglichkeit oder aber einer zusätzlichen Einnahmequelle. Solche 
Beweggründe allein rechtfertigen jedoch nicht die öffentliche Erbringung einer Aufgabe, 
die möglicherweise privat effizienter erbracht werden kann. Klimapolitische Argumente 
dürfen nicht vorgeschoben werden, um die Struktur und Organisation der Energieversor-
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The Effects of Climate Change on Energy Supply in German Municipalities 
 
Climate change is expected to continue and its consequences may affect many services of 
general interest, among them the supply of energy. A survey of municipal administrations 
in Germany shows that little prominence is being given to the negative effects of climate 
change on local energy supply. On the contrary, a majority of local authorities expect to 
profit indirectly from climate change. For example, they are continuing to push ahead with 
the expansion of renewable energies as a matter of climate policy. The danger here is that 
climate adaptation policy in the energy sector will be neglected. A further risk is the devel-
opment of an energy supply structure which is geographically uncoordinated and increas-
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